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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen hat den Einzelplan 14 – Ministerium für Wis-
senschaft, Forschung und Kunst des Staatshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/19 in seiner 23. Sitzung am 24. November 2017 beraten.

In die Beratung einbezogen wurde auch die Mitteilung des Ministeriums für Fi-
nanzen vom 8. November 2017 betr. Beschäftigungsbedingungen, Bezüge, Dota-
tionen und Ausstattung der vom Land Baden-Württemberg aufgrund außertarif -
licher Sonderverträge Beschäftigten – Drucksache 16/3019, soweit sie den Ein -
zelplan 14 berührt.

Die zu dieser Einzelplanberatung schriftlich eingebrachten Änderungsanträge
14/2 bis 14/4, 14/6 bis 14/39 sowie Entschließungsanträge 14/1 und 14/5 sind
diesem Bericht beigefügt (siehe Anlagen).
Der Berichterstatter trägt vor, mit dem Einzelplan 14 gehe es auch für die beiden
kommenden Haushaltsjahre um ein Ausgabenvolumen von jeweils ca. 5,25 Mil-
liarden €. Bereits an dieser Stelle wolle er auf den erheblichen Beitrag dieses
Einzelplans zur Haushaltskonsolidierung hinweisen: 2019 komme es im Ver -
gleich zu 2017 nur zu einer sehr geringen Steigerung der Ausgaben; 2018 zeige
sich sogar eine geringfügige Absenkung – bei etwa gleichbleibenden Studieren-
denzahlen. Die globale Minderausgabe erhöhe sich 2018 auf 94 Millionen €. Im
Zeitraum von 2013 bis Ende 2019 sei eine globale Minderausgabe in Höhe von
insgesamt 132 Millionen € konkretisiert worden. 

Zwei Drittel dieses Haushaltsvolumens von rund 5,25 Milliarden € entfielen auf
die Hochschulen, etwa 9 % auf die Forschung, 8 % auf die Kunst und die übrigen
17 % auf die restlichen Kapitel des Einzelplans, wobei die Mittelansätze vielfach
durch überregionale Vereinbarungen geprägt seien. 

Bezüglich der Einnahmen ergebe sich 2018 eine Absenkung um knapp 11 % auf
nun 843 Millionen €; Grund hierfür seien vor allem die sinkenden Bundesmittel
für den Hochschulpakt 2020. Im Jahr 2019 sehe die Planung dann ein Ein -
nahmevolumen von 861 Millionen € vor. Dabei sei eine deutliche Steigerung der
Verwaltungseinnahmen berücksichtigt, die durch die Gebührenpflicht für interna-
tionale Studierende und für das Zweitstudium entstehe; beide Maßnahmen fingen
nun an, ihre Wirkung zu entfalten. 

Exemplarisch gehe er im Folgenden auf fünf wichtige Bereiche ein, die sich im
Entwurf des Haushaltsplans wiederfänden. 

Erstens: Der Hochschulfinanzierungsvertrag laufe bis 2020; diese Festlegungen
ersparten den finanzpolitisch Verantwortlichen im Land ein zähes Ringen um die
einzelnen Haushaltskapitel im Hochschulbereich. Der Hochschulfinanzie rungs -
vertrag biete den 47 Hochschulen im Land Planungssicherheit und ermögliche die
Schaffung von unbefristeten Stellen an den Hochschulen. 

Die schrittweise Übertragung der Ausbaumittel in die Grundfinanzierung der
Hoch schulen werde im Haushalt 2018/2019 fortgesetzt. Besonders wichtig sei
dabei die vereinbarte und auch umgesetzte Steigerung der Grundfinanzierung um
3 % pro Jahr. Etwa die Hälfte des Haushaltsvolumens im Einzelplan 14 falle unter
diesen Vertrag. 

Zweitens: Innovation und Exzellenz. Zusätzlich zum Hochschulfinanzierungsver-
trag seien im Einzelplan 14 Mittel für den Landesanteil im Rahmen der Exzellenz -
strategie und für die Sicherung von Vorhaben der Exzellenzinitiative vorgesehen;
es gehe dabei um einen Betrag von jeweils über 26 Millionen €. Erwähnenswert
sei zudem das ebenfalls von Bund und Ländern kofinanzierte Vorhaben „Innova-
tive Hochschule“ sowie der Fonds „Erfolgreich studieren in Baden-Württemberg“
– FEST –, mit dem Mittel aus dem Hochschulpakt für die Qualitätssicherung
eingesetzt würden. Dabei gehe es um Themen wie Studieneingangsphase und Stu-
dienerfolg, aber auch um das Innovationsthema Gründerkultur, das weiter geför -
dert werde. 

Drittens: Nachhaltigkeit. Das Thema Nachhaltigkeit stehe im Zentrum der in
Baden-Württemberg entwickelten Förderlinie Reallabore. In Reallaboren ar -
beiteten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, Bürgerinnen und Bürger,
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Vertreter der Wirtschaft und aus Sachverständige aus den Kommunen gemeinsam
an Problemen der Praxis. 

Von Bedeutung seien auch das Kompetenzzentrum für ökologischen Landbau,
das in Hohenheim eingerichtet werde – dazu liege heute auch ein Antrag vor –,
sowie die Förderung der Forschung für die Mobilität der Zukunft. 

Das Gebot der Nachhaltigkeit betreffe aber nicht nur die Umwelt, sondern auch
den Umgang mit Personalressourcen. Die Personalkostensteigerungen sowohl im
Bereich der Wissenschaft als auch bei den Landesbühnen und Kommunaltheatern
würden abgedeckt. Für den sogenannten wissenschaftlichen Nachwuchs werde
die Tenure-Track-Professur umgesetzt; hinzuweisen sei in diesem Zusammen-
hang auch auf den Erfolg im Nachwuchsprogramm des Bundes. Mit über 5 Mil-
lionen € pro Jahr würden zudem kooperative Promotionskollegs gefördert. 

Viertens: das Thema Digitalisierung. Zu nennen seien hier Baumaßnahmen für
Cyber Valley, das baden-württembergische Leuchtturmprojekt im Bereich Künst -
liche Intelligenz, für die 40 Millionen € eingestellt würden, hinzu kämen rund 
24 Millionen € pro Jahr für weitere Maßnahmen aus der Digitalisierungsstrategie.
Dabei gehe es um Big Data Science, aber auch um einen Forschungsverbund, der
die ethischen und rechtlichen Fragen des digitalen Wandels in den Blick nehme.
Hinzuweisen sei zudem auf das Höchstleistungsrechenzentrum in Stuttgart, für
das Ersatzbeschaffungen geplant seien. 

Fünftens: der Kulturbereich. Die Popakademie und die Akademie für Darstel-
lende Kunst würden auf sichere Beine gestellt. Im Bereich der Amateurmusik
werde die Chorleiter- und Dirigentenpauschale nun schrittweise angehoben, bei
den beiden im Bau bzw. in der Bauplanung befindlichen Musikakademien in
Plochingen und Staufen gehe es ebenfalls gut voran. 

Besonders spannend erscheine ihm schließlich das Sonderprogramm zur Förde -
rung des gesellschaftlichen Zusammenhalts durch Kunst und Kultur. 

Nachrichtlich wolle er zudem noch auf die erheblichen Mittel hinweisen, die aus
dem Einzelplan 12 in den Hochschulbau, in die Universitätskliniken, aber auch in
die Sanierungsvorhaben der Staatstheater in Stuttgart und Karlsruhe flössen. 

Der Vorsitzende teilt mit, die Fraktionen hätten sich darauf verständigt, keine all-
gemeine Aussprache zu den jeweils aufgerufenen Etats zu führen, sondern dies
den entsprechenden Debatten im Plenum vorzubehalten. 

Zum Verfahren erläutert er, er werde gemeinsam mit den einzelnen Kapiteln auch
die hierzu gestellten Anträge aufrufen und die Abstimmung über die Änderungs -
anträge dann gebündelt jeweils vor der Abstimmung über das aufgerufene Kapitel
vornehmen lassen. 

Der Ausschuss nimmt von der Mitteilung Drucksache 16/3019, so -
weit diese den Einzelplan 14 betrifft, ohne Widerspruch Kenntnis. 

Ferner nimmt der Ausschuss vom Vorwort sowie von der grafischen
Übersicht der Fach- bzw. Servicebereiche ohne Widerspruch Kenntnis. 

Kapitel 1401

Ministerium

Der Vorsitzende ruft den Änderungsantrag 14/38 mit zur Beratung auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD bittet um eine etwas ausführlichere Be-
gründung dieses Antrags. 

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE legt dar, angesichts der umfangreichen
Vorhaben im Baubereich – er nenne insbesondere die anstehenden Sanierungs-
maßnahmen bei den Staatstheatern in Karlsruhe und Stuttgart – und der erhöhten
Sicherheitsanforderungen für Gebäude, etwa bezüglich des Brandschutzes, be -
dürfe es in den kommenden Jahren zusätzlicher fachlicher Expertise beim Minis-
terium für Wissenschaft, Forschung und Kunst. 

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst dankt für den Än-
derungsantrag 14/38 und betont, die Aufgaben, um die es in nächster Zeit ver-
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stärkt gehe, bedürften vertiefter Kompetenzen gerade auch im Wissenschaftsbe -
reich und in der Kunstverwaltung. Denn neben der baulichen Seite gehe es auch
um Perspektive der Nutzeranforderungen während der Bauzeit, um organisa -
torische Fragen und um eine größtmögliche Effizienz der Abläufe. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD macht geltend, ein Großteil der ange-
führten Aufgaben falle in den Bereich des Landesbetriebs Vermögen und Bau.
Weshalb nun eine hoch dotierte Stelle im MWK für dieses Aufgabenspektrum
neu geschaffen werden solle, erschließe sich ihm nach wie vor nicht. Seine Frak-
tion werde den Änderungsantrag ablehnen. 

Der Abgeordnete der Fraktion GRÜNE weist darauf hin, es gehe um eine enge
und effiziente Abstimmung zwischen den Ministerien unter Berücksichtigung der
unterschiedlichen Perspektiven und Nutzeranforderungen. Er sei sicher, dass die
Kosten für die Stelle, die nun eingerichtet werden solle, sich innerhalb kurzer Zeit
amortisierten. 

Dem Änderungsantrag 14/38 wird mehrheitlich zugestimmt. 

Kapitel 1401 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge -
nehmigt. 

Kapitel 1402

Allgemeine Bewilligungen

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 14/19 und 14/20 mit zur Beratung auf. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD liest den ersten Absatz der Begründung
des Antrags 14/19 vor. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD bittet um nähere Erläuterungen zu der
globalen Minderausgabe und zum Konsolidierungsbeitrag. 

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst verweist in Bezug auf den
Änderungsantrag 14/19 sowie die eben hierzu vorgetragene Begründung auf ihre
entsprechenden Ausführungen im Rahmen der Beratungen des Haushaltsplanent -
wurfs für das Jahr 2017 und fügt hinzu, am Inhalt dieser Ausführungen als Er-
widerung auf den damaligen inhaltsgleichen Antrag der AfD habe sich von ihrer
Seite nichts geändert. 

Weiter legt sie dar, in der Tat habe ihr Haus erhebliche Konsolidierungsbeiträge
wie auch Beiträge im Rahmen der globalen Minderausgabe zu leisten, um die
Haushaltskonsolidierung und die Einhaltung der Schuldenbremse zu bewerkstelli-
gen. Die globale Minderausgabe für das Jahr 2017 werde wie beschlossen er-
bracht. 

Ein Vertreter des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst trägt vor,
die Entwicklung der globalen Minderausgabe im Einzelplan 14 habe sich über die
vergangenen Jahre hinweg wie folgt dargestellt: Seit 2013 sei dem Ministerium
eine zusätzliche globale Minderausgabe in Höhe von 130 Millionen € auferlegt
worden. Insgesamt sei eine globale Minderausgabe im Umfang von 132 Millio-
nen € erbracht worden. An der Höhe der globalen Minderausgabe habe sich seit
2013 nichts geändert. 

Für die Haushaltsjahre 2017 und 2018 habe es zusätzliche Einsparauflagen ge -
geben, die teilweise durch Einnahmeerhöhungen, zum anderen Teil aber auch
durch Konsolidierungsbeiträge erbracht würden. Für die Konsolidierungsbeiträge
seien im Haushalt verschiedene Maßnahmen vorgesehen, über die nun zu be -
schließen sei. Es könne davon ausgegangen werden, dass die erforderlichen Ein-
nahmeerhöhungen erwirtschaftet würden. 

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst macht deutlich, tatsächlich
solle ein Teil der globalen Minderausgabe durch neue Einnahmekategorien er-
bracht werden. Insbesondere gehe es dabei um die Erhöhung von Einnahmen aus
dem Verwaltungskostenbeitrag für Studierende. Hierfür sei für 2017 ein Betrag
von etwas über 9 Millionen € veranschlagt worden, der über drei Einnahmepo -
sitionen erbracht werden solle: die Gebühren für internationale Studierende, die
Gebühr für das Zweitstudium und die Erhöhung des Verwaltungskostenbeitrags. 
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Da der diesjährige Kassenabschluss erst zum 29. Dezember 2017 erfolgen könne,
sei es Stand heute noch nicht möglich, konkrete Angaben zu machen. Sie gehe
davon aus, dass eine Bilanz im ersten Quartal des Jahres 2018 gezogen werden
könne und sich dabei erweisen werde, dass in der Summe mit den drei Einnah-
mekategorien das veranschlagte Ziel erreicht werden könne, sodass eine zusätz -
liche globale Minderausgabe nicht erforderlich sei. 

Die Änderungsanträge 14/19 und 14/20 werden jeweils mehr heit -
lich abgelehnt. 

Kapitel 1402 mehrheitlich genehmigt. 

Kapitel 1403

Allgemeine Aufwendungen für die Hochschulen

Der Vorsitzende ruft den Änderungsantrag 14/28 sowie den Entschließungsantrag
14/1 mit zur Beratung auf. 

Eine Abgeordnete der Fraktion SPD legt unter Bezug auf Titel 111 05 – Einnah-
men aus Studiengebühren für internationale Studierende – dar, ihre Fraktion sei
nach wie vor der Auffassung, dass für internationale Studierende keine Gebühren -
pflicht gelten solle und dieser Haushaltstitel daher zu streichen sei. Wie sich in-
zwischen zeige, gingen die Anmeldezahlen von Studierenden aus Nicht-EU-Län-
dern nämlich bereits zu diesem Wintersemester spürbar zurück, und zwar insbe -
sondere im Bereich der Ingenieur- und der Wirtschaftswissenschaften. Diese Ent -
wicklung sei der Internationalisierung der baden-württembergischen Hochschulen
nicht zuträglich und schade dem Wirtschaftsstandort Baden-Württemberg. Auch
der interkulturelle Austausch an den Hochschulen leide unter dieser Maßnahme,
ebenso wie die Entwicklungszusammenarbeit mit anderen Ländern. 

Die Einführung von Studiengebühren für ein Zweitstudium zeige ebenfalls Wir -
kung; derzeit sei ein drastischer Rückgang bei den entsprechenden Anmelde -
zahlen zu verzeichnen. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP führt aus, an den Hochschulen für
angewandte Wissenschaften sei die Zahl ausländischer Studierender aus Nicht-
EU-Ländern nach seinen Informationen teilweise um bis zu einem Drittel zurück-
gegangen. Er frage, ob dieser Rückgang bereits bei den veranschlagten Ein -
nahmen im Haushaltsentwurf berücksichtigt worden sei. 

In Erläuterung des Entschließungsantrags 14/1 erklärt er, nachlaufende allge-
meine Studiengebühren wären nach anhaltender Überzeugung seiner Fraktion der
einzig zielführende Weg. 

Die Abgeordnete der Fraktion SPD teilt mit, ihre Fraktion könne sich dem Be -
gehren des Änderungsantrags 14/28 anschließen; dieser entspreche inhaltlich fast
vollständig dem Entschließungsantrag, den die SPD-Fraktion noch einbringen
werde. 

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst legt dar, Angaben in Be -
zug auf einen angeblichen Rückgang der Zahl internationaler Studierender, über
den u. a. in der Presse berichtet worden sei, könnten lediglich als erste Vorabmel-
dungen verstanden werden. Da die Einschreibefrist an vielen Hochschulen teil-
weise noch bis Ende November dieses Jahres laufe, bitte sie um etwas Geduld bis
zur Vorlage verlässlicher Erkenntnisse. Bislang habe sie die Rückmeldung von-
seiten der Hochschulen erhalten, dass sich die Rückgänge in einem moderaten
Bereich bewegten, und zwar in einem Umfang, wie er in etwa auch der Prognose
ihres Hauses zur Einnahmeentwicklung entspreche, die bereits in den Haushalts -
entwurf eingeflossen sei. 

Sie macht deutlich, offenbar schwankten die entsprechenden Zahlen je nach
Hochschule sehr stark. Während einzelne Hochschulen starke Rückgänge ver -
zeichneten, meldeten sich an anderen Hochschulen sogar mehr internationale
Studierende an als zuvor. Wieder andere Hochschulen hätten die entsprechenden
Zahlen in etwa halten können oder verzeichneten nur einen moderaten Rückgang.
An den Hochschulen für angewandte Wissenschaften würden im Durchschnitt of-
fenbar Rückgänge von weniger als 20 % verzeichnet. Sie halte dies grundsätzlich
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für ein gutes Zeichen und gehe davon aus, dass sich die Zahl der Studierenden aus
Nicht-EU-Ländern nach einiger Zeit wieder auf dem zuvor erreichten Stand ein-
pendeln werde. 

Weiter erläutert sie, der Planansatz für das Haushaltsjahr 2017 in Höhe von 
5,4 Millionen € aus Einnahmen durch Gebühren für internationale Studierende sei
zu einem Zeitpunkt aufgenommen worden, als das entsprechende Gesetz noch
nicht verabschiedet worden sei. Da im Zuge der Gesetzesberatung die Befrei -
ungstatbestände noch einmal deutlich ausgeweitet worden seien, was dazu führe,
dass ca. 1 000 Studierende weniger von einer Gebührenpflicht betroffen seien,
werde nun von einem Einnahmebetrag unter 5,4 Millionen € ausgegangen; zu ver-
anschlagen seien wohl ca. 4 Millionen €. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD weist darauf hin, dass in Titel 111 05
nach wie vor ein Betrag von 5,4 Millionen € stehe. 

Ein Vertreter des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst entgegnet,
die Abweichungen seien nicht so umfangreich, dass ein Nachtragshaushalt er-
forderlich wäre. 

Dem Änderungsantrag 14/28 wird mehrheitlich zugestimmt. 

Kapitel 1403 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge -
nehmigt. 

Der Entschließungsantrag 14/1 verfällt mehrheitlich der Ablehnung. 

Kapitel 1405 einstimmig bei einer Enthaltung genehmigt. 

Kapitel 1406

Internationale wissenschaftliche Zusammenarbeit

Die Änderungsanträge 14/21, 14/22 und 14/23 werden jeweils
mehr heitlich abge lehnt.

Kapitel 1406 mehrheitlich genehmigt. 

Kapitel 1407 einstimmig genehmigt. 

Kapitel 1408

Ausbildungsförderung

Der Vorsitzende ruft hierzu den Änderungsantrag 14/2 mit auf. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP gibt eine Zusammenfassung der
Antragsbegründung. 

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst verweist auf eine Diskus-
sion im Ausschuss für Wissenschaft, Forschung und Kunst zu der mit dem Än-
derungsantrag thematisierten Problematik und bestätigt, es sei zu Schwierigkeiten
in der Datenzentrale Baden-Württemberg gekommen, über Ländergrenzen hin-
weg angepasste Lösungen für eine elektronische BAföG-Beantragung zu ent -
wickeln. Von diesen Schwierigkeiten sei in Baden-Württemberg selbst aber
nichts zu spüren gewesen. Verlässlichkeit und Service seien, wie Rückmeldungen
aus der Praxis immer wieder bestätigten, zufriedenstellend. Insofern würde ak-
tuell ein Ausstieg aus einem Verfahren, das in Baden-Württemberg ordentlich
laufe, ihres Erachtens keine Vorteile bringen, zumal sich auch noch keine Alter-
nativen hierzu abzeichneten. 

Der Änderungsantrag 14/2 wird mehrheitlich abgelehnt. 

Kapitel 1408 einstimmig bei einigen Enthaltungen genehmigt. 
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Der Vorsitzende unterbreitet den Verfahrensvorschlag, die Kapitel 1409 – Auf -
wendungen für die Förderung der Studierenden im Hochschulwesen – bis Kapi-
tel 1464 – Hochschule für öffentliche Verwaltung und Finanzen Ludwigsburg –
gemeinsam zu behandeln und dabei die Änderungsanträge 14/29 und 14/39
sowie den Entschließungsantrag 14/5 mit zur Beratung aufzurufen, um am Ende
der Beratung dann über die beiden Änderungsanträge, die 39 Kapitel insgesamt
sowie im Anschluss über den Entschließungsantrag 14/5 abstimmen zu lassen. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD bittet namens seiner Fraktion um Einzel -
abstimmung über das Kapitel 1409 und erklärt, über die 38 Kapitel 1410 bis 1464
könne danach, dem Vorschlag des Vorsitzenden entsprechend, gemeinsam abge -
stimmt werden. 

Der Vorsitzende stellt zu diesem Verfahren insgesamt Zustimmung fest und ruft
sodann die 

Kapitel 1409 bis 1464

gemeinsam mit den Änderungsanträgen 14/29 und 14/39 sowie dem Ent -
schließungs antrag 14/5 zur Beratung auf. 

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD führt zu Kapitel 1409 unter Bezugnahme
auf Titel 894 87 – Zuschüsse an die Studierendenwerke des Landes für Investitio-
nen – aus, hier sei für das Haushaltsjahr 2017 ein erheblicher und begrüßenswer ter
Aufwuchs auf über 11 Millionen € zu verzeichnen. Für die Haushaltsjahre 2018
und 2019 solle dieser Betrag aber offenbar wieder um jeweils ca. 3 Millionen €
zurückgefahren werden. Angesichts der Tatsache, dass sich die Studierenden-
zahlen in Baden-Württemberg in absehbarer Zeit wohl kaum verringern würden,
sei diese erhebliche Mittelreduzierung für ihre Fraktion nicht nachvollziehbar. 

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE gibt eine kurze Zusammenfassung der
Begründung des Änderungsantrags 14/39.

Weiter erklärt er unter Bezug auf den Entschließungsantrag 14/5, was den Bereich
Sonderpädagogik angehe, so sei vonseiten des Kultusministeriums kein zusätz -
licher Bedarf angemeldet worden. In den vergangenen Jahren sei ein notwen diger
Aufwuchs an entsprechenden Studienplätzen vollzogen worden, auch habe es eine
Qualifizierungsinitiative für Hauptschullehrkräfte gegeben, mit der dem Bedarf
sehr viel kurzfristiger abgeholfen werden könne, als dies durch die Schaffung
weiterer Studienplätze im Bereich Sonderpädagogik der Fall wäre. 

Die Abgeordnete der Fraktion der SPD führt ergänzend zur Begründung des
Entschließungsantrags 14/5 aus, sie nehme vor Ort immer wieder wahr, wie groß
der Bedarf an Lehrkräften im Bereich Sonderpädagogik sei. Da ihre Fraktion an
der Überzeugung festhalte, dass Eltern von Kindern mit sonderpädagogischem
Förderbedarf die Wahlfreiheit bei der Entscheidung zwischen allgemeinbildender
Schule und sonderpädagogischer Einrichtung haben müssten, müsse der Staat für
die Bereitstellung der notwendigen Lehrerstellen gerade auch an allgemeinbilden-
den Schulen – hier gehe es für eine qualitativ hochwertige Inklusion um die Rea -
lisierung des Zwei-Pädagogen-Prinzips – Sorge tragen. 

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst legt unter Bezug auf den
Entschließungsantrag 14/5 dar, auch nach Einschätzung der Kultusministerin
gebe es im Bereich Sonderpädagogik erhebliche Bedarfe sowie die Notwen dig -
keit weiterer Anstrengungen. Die Landesregierung führe hierzu intensive Ge -
spräche. Was die Ausbildung im Bereich Sonderpädagogik betreffe, so gebe es
fol gende Auffälligkeit: Im Gegensatz zu anderen Bundesländern, die die ent -
sprechenden Studiengänge in der Vergangenheit nach und nach abgeschafft hät-
ten, halte Baden-Württemberg an der sonderpädagogischen Expertise an Päda-
gogischen Hochschulen fest. Die Studienplatzkapazitäten seien dort nicht zurück-
gefahren, sondern im Gegenteil ausgebaut worden. Dies führe zwangsläufig zu
der Situation, dass Baden-Württemberg auch Lehrkräfte im Bereich Sonderpäda-
gogik ausbilde, die anschließend in anderen Bundesländern tätig würden. Eine
bloße Erhöhung entsprechender Studienplatzkapazitäten würde nicht unmittelbar
zur Folge haben, dass sich die Lehrerversorgung im sonderpädagogischen Bereich
in Baden-Württemberg entspanne. 
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Vor diesem Hintergrund habe sie mit der Kultusministerin verabredet, dass sehr
schnell Verbesserungen angestrebt würden, indem Qualifizierungs- und Weiter-
bildungsprogramme aufgesetzt würden, die in den Haupt- und Werkrealschulen
zur Weiterqualifizierung von Lehrkräften der Sekundarstufe I führten, um diese
mit sonderpädagogischer Expertise auszustatten. Nach Überzeugung beider
Häuser sei dies der richtige Weg, um schneller und effizienter zum Ziel zu kom-
men und die Situation in Baden-Württemberg selbst zu verbessern. 

Unter Bezug auf Kapitel 1409 Titel 894 87 – Zuschüsse an die Studierenden-
werke des Landes für Investitionen – führt sie aus, hier entfalle der größere Anteil
der Mittelansätze direkt auf den Wohnheimbau. Die entsprechenden Mittelansätze
seien tatsächlich in den letzten Jahren erhöht worden, teilweise auch durch
Umwidmungen aus dem Haushalt des Wirtschaftsministeriums; die Studierenden-
werke seien hierdurch bei der Schaffung neuer Wohnheimplätze tatkräftig unter-
stützt worden. 

Nun zeige sich allerdings, dass es mancherorts extrem schwierig sei, weitere Bau-
grundstücke für den Bau von Wohnheimen für Studierende zu finden; die Reali -
sierung der Vorhaben stoße daher teilweise auf Hindernisse. Aufgrund der ver-
fügbaren Mittel sei es ohne Weiteres möglich, alle derzeit baureifen Bauvorhaben
zu realisieren, und es werde alles dafür getan, dass diese Situation stabil bleibe.
Der Erfolg im Wohnheimbau lasse sich im Übrigen am besten an der Zahl der neu
geschaffenen Wohnheimplätze bemessen und nicht an der Höhe der hierfür in den
Haushalt eingestellten Mittel. 

Sie fügt hinzu, eine weitere Reduktion des Mittelansatzes für die Studierenden-
werke sei im Bereich kleinerer Anschaffungen wie beispielsweise Kaffeemaschi-
nen vorgenommen worden. Ein Einsparbeitrag von 700 000 € werde durchaus für
vertretbar gehalten. 

Kapitel 1409 mehrheitlich genehmigt. 

Dem Änderungsantrag 14/29 wird einstimmig zugestimmt. 

Dem Änderungsantrag 14/39 wird bei einigen Enthaltungen ein-
stimmig zugestimmt. 

Der Ausschuss nimmt von den produktorientierten Informationen
vor den Kapiteln 1410 bis 1421, vor den Kapiteln 1426 bis 1433
sowie vor den Kapiteln 1440 bis 1464 ohne Widerspruch Kenntnis.

Kapitel 1410 bis 1464 mit den bei Kapitel 1419 beschlossenen Än-
derungen (Änderungsanträge 14/29 und 14/39) in gemeinsamer
Ab stimmung mehrheitlich genehmigt. 

Der Entschließungsantrag 14/5 wird mehrheitlich abgelehnt. 

Der Ausschuss nimmt von den produktorientierten Informationen
zum Fachbereich Kunst ohne Widerspruch Kenntnis.

Kapitel 1466

Staatliches Museum für Naturkunde Karlsruhe

Der Vorsitzende ruft hierzu die Änderungsanträge 14/6 und 14/30 mit auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD erläutert den Änderungsantrag 14/6 und
fügt hinzu, der Unternehmer Reinhold Würth habe laut Presseberichten vor weni-
gen Tagen im Rahmen eines Treffens im Landesmuseum Württemberg ange -
kündigt, als Sponsor den freien Eintritt für ein Jahr bzw. für den Zeitraum bis Au-
gust nächsten Jahres zu ermöglichen. Gleichzeitig habe er deutlich gemacht, dass
der kostenfreie Eintritt in Museen grundsätzlich nicht Sache von Sponsoren, son-
dern Aufgabe des Landes wäre. 

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE verweist auf die Beratungen zu den
Haus haltsansätzen für die Staatlichen Museen für Naturkunde im Zuge der Be-
ratungen des Haushalts 2017 und hält fest, an der Auffassung seiner Fraktion habe
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sich sachlich nichts geändert. Überschlagsberechnungen zufolge müsste das Land
allerdings für die Haushaltsjahre 2018/2019 nicht weniger als 10 Millionen €
bereitstellen, um allen diesbezüglichen Antragsbegehren der SPD – die im Fol-
genden noch aufzurufen seien – zu entsprechen. 

Er betont, das Engagement der Familie Würth wie auch weiterer privater und in-
terkommunaler Initiativen zur Ermöglichung des freien Eintritts in Museen werde
ausdrücklich begrüßt.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP bittet um Informationen vonseiten
des Ministeriums, wie weit die im Rahmen der Haushaltsberatungen 2017 an -
gekündigten konzeptionellen Überlegungen inzwischen gediehen seien und ob es
bereits einen konkreten Zeitplan gebe. 

Die Staatssekretärin im Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst ver-
weist auf eine Pressekonferenz vor zwei Tagen, u. a. unter Beteiligung von
Vertretern der Fördergesellschaft des Landesmuseums Württemberg, die für das
kommende Jahr den Betrag von 180 000 € zur Verfügung stelle, um ein Jahr lang
freien Eintritt in die Dauerausstellung und die Schausammlung des Landes -
museums Württemberg zu ermöglichen. Sie erklärt, ihr Haus sei seit Frühjahr
dieses Jahres in die entsprechenden Projektplanungen eingebunden gewesen und
habe bereits mehrere Gespräche auch mit den Museen geführt. 

Weiter macht sie deutlich, zunächst sei die Frage zu klären, ob der freie Eintritt
ausschließlich für die Dauerausstellungen und Schausammlungen gelten solle
oder auch für Sonderausstellungen. Aus den zahlreichen Anträgen, die die SPD
zu diesem Thema eingebracht habe, werde dies nicht deutlich. Allerdings seien
überall auf der Welt Sonderausstellungen in der Regel kostenpflichtig. Die hier-
aus erzielten Einnahmen seien für die Museen auch unerlässlich, um wiederum
Rücklagen für weitere Ausstellungsprojekte zu bilden. 

Vielfach gebe es eine anteilige Finanzierung zwischen Land und Kommunen. Hier
müssten also auch die Kommunen mit ins Boot geholt werden und Gelegenheit
erhalten, ihre Vorstellungen dazu entwickeln, ob und in welcher Weise sie an
einem freien Eintritt für Museumsbesucher interessiert seien. Dabei denke sie
beispielsweise an das ZKM Karlsruhe und das Linden-Museum in Stuttgart. 

Grundsätzlich stehe das MWK diesem Thema sehr aufgeschlossen gegenüber. Ob
allerdings der freie Eintritt allein die Besucherzahlen spürbar nach oben treiben
würde, daran seien Zweifel angebracht. Insofern bedürfe es einer Konzeption, die
sowohl Vermittlungsangebote berücksichtige als auch die Frage aufnehme,
welchen Einfluss der freie Eintritt auf die Besucherfrequenzen haben könne. 

Sie erklärt, das Engagement, das Würth nun an den Tag lege, und zwar nicht nur
in Stuttgart, sondern auch am ZKM Karlsruhe, sei sehr begrüßenswert. Nicht
zuletzt ermögliche dies nun auch, Erfahrungen mit dem freien Eintritt zu sammeln
und zu beobachten, welche Auswirkungen sich hieraus ergäben. Dies geschehe im
Rahmen einer engen Begleitung und Evaluation; die Ergebnisse könnten dann in
die Erarbeitung einer längerfristig tragfähigen Konzeption einfließen. 

Allerdings wäre es für die Museen laut eigener Aussage tatsächlich nachteilig,
nun den freien Eintritt einzuführen und ihn einige Jahre später wieder abzuschaf-
fen. Insofern warne sie davor, unüberlegt und überstürzt vorzugehen, und bitte in
dieser Sache noch um etwas Geduld. 

Sie kündigt an, im kommenden Frühjahr würden die Diskussionen um die Leit -
linien für die Kulturförderung der Zukunft aufgenommen. Dies gebe dann Gele-
genheit, das Thema Gebührenfestsetzung bzw. Gebührenfreiheit im Kontext auch
der anderen Sparten zu diskutieren. 

Der Vorsitzende teilt mit, der Änderungsantrag 14/6 gehe weiter als der Än-
derungsantrag 14/30 und werde daher zuerst zur Abstimmung gestellt. 

Der Änderungsantrag 14/6 wird mehrheitlich abgelehnt. 

Dem Änderungsantrag 14/30 wird mehrheitlich zugestimmt. 

Kapitel 1466 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge -
nehmigt. 
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Kapitel 1467

Staatliches Museum für Naturkunde Stuttgart

Der Vorsitzende weist darauf hin, der Änderungsantrag 14/7 gehe weiter als der
Änderungsantrag 14/31 und werde daher zuerst zur Abstimmung gestellt.

Der Änderungsantrag 14/7 wird mehrheitlich abgelehnt. 

Dem Änderungsantrag 14/31 wird mehrheitlich zugestimmt. 

Kapitel 1467 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge -
nehmigt. 

Kapitel 1468

Duale Hochschule Baden-Württemberg

Der Ausschuss nimmt von den produktorientierten Informationen
vor dem Kapitel 1468 ohne Widerspruch Kenntnis.

Der Vorsitzende ruft den Änderungsantrag 14/8 mit zur Beratung auf. 

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD fasst die Begründung dieses Ände rungs -
antrags zusammen und macht deutlich, ein Stundenhonorar von 35 € für Lehr -
beauftragte an der Dualen Hochschule Baden-Württemberg, wie es in Titel 429 73 –
Personalaufwand – zugrunde gelegt werde, entspreche sicherlich nicht dem, was
geboten werden müsste, um geeignete Personen für diese Aufgaben zu gewinnen
und ihnen die Möglichkeit zu bieten, hierdurch eine Basis für die Bestreitung
ihres Lebensunterhalts zu legen. Gerade an der Dualen Hochschule bilde die
Tätigkeit von Lehrbeauftragten jedoch einen wichtigen Bestandteil der Ausbil-
dung. 

Eine Abgeordnete der Fraktion der CDU meint, es sei nicht beabsichtigt und wäre
auch problematisch, wenn Lehrbeauftragte durch ihre Tätigkeit an Hochschulen
ihren kompletten Lebensunterhalt zu bestreiten versuchten. Grundidee sei viel -
mehr, dass Kompetenzen und Inhalte aus der Praxis direkt Eingang an Hoch -
schulen fänden. 

Sie fügt hinzu, das Thema Lehrbeauftragte sei gerade auch für die Musikhoch -
schulen von zentraler Bedeutung; hier würden Lehraufträge offenbar vielfach tat-
sächlich im Sinne eines Haupterwerbs ausgeübt. Insgesamt bedürfe dieser The-
menkomplex also umfassender Überlegungen, die sich nicht auf einzelne Hoch -
schularten beschränken könnten. 

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE schließt sich diesen Ausführungen an und
macht deutlich, auch seine Fraktion würde grundsätzlich eine Anhebung der
Hono rare für Lehrbeauftragte begrüßen. Ob hier allerdings eine Erhöhung um 5 €
pro Stunde, wie von der SPD eingebracht, einen wesentlichen Unterschied
machen würde, bezweifle er. Die Hochschulen hätten seines Erachtens selbst die
Aufgabe, geeignete Lehrbeauftragte an sich zu binden. Dabei würden viele dieser
Personen sicherlich nicht vorrangig aus finanziellen Gründen – schon gar nicht im
Sinne eines Haupterwerbs – dort tätig, sondern aus intrinsischen Motiven, etwa
weil es ihnen darum gehe, einen guten Kontakt zu Studierenden zu haben, diese
auf ihrem Ausbildungsweg zu begleiten und sie an den eigenen beruflichen Er-
fahrungen teilhaben zu lassen. 

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst stellt klar, eine Honorar-
festlegung auf 35 € gebe es nicht; die Hochschulen seien frei in der Ausgestaltung
dieser Honorare. Dabei könnten sie einen Korridor von bis zu 55 € und in Man-
gelbereichen sogar 66 € pro Stunde nutzen. 

Der Änderungsantrag 14/8 wird mehrheitlich abgelehnt. 

Kapitel 1468 mehrheitlich genehmigt. 

Kapitel 1469 einstimmig genehmigt. 
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Kapitel 1470 bis 1477 

Der Ausschuss nimmt von den produktorientierten Informationen
vor den Kapiteln 1470 bis 1477 ohne Widerspruch Kenntnis

Kapitel 1470 bis 1477 in gemeinsamer Abstimmung einstimmig
ge nehmigt. 

Kapitel 1478

Allgemeine Aufwendungen für Kunst, Literatur 
sowie die Kunsthochschulen

Die Änderungsanträge 14/9 und 14/10 werden jeweils mehrheitlich
abgelehnt. 

Der Vorsitzende gibt bekannt, der Änderungsantrag 14/24 gehe weiter als der Än-
derungsantrag 14/32 und werde daher zuerst zur Abstimmung gestellt. 

Der Änderungsantrag 14/24 wird mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 14/32 wird mehrheitlich zugestimmt. 

Die Änderungsanträge 14/25 und 14/26 verfallen jeweils mehr -
heitlich der Ablehnung. 

Der Vorsitzende erklärt, der Änderungsantrag 14/33 gehe weiter als der Än-
derungsantrag 14/27 und werde daher zuerst zur Abstimmung gestellt. 

Dem Änderungsantrag 14/33 wird mehrheitlich zugestimmt. 

Der Vorsitzende stellt fest, damit erübrige sich eine Abstimmung über den Än-
derungsantrag 14/27. 

Dem Änderungsantrag 14/34 wird mehrheitlich zugestimmt. 

Kapitel 1478 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge -
nehmigt. 

Kapitel 1479

Badisches Staatstheater Karlsruhe

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD bringt vor, in den Medien werde be -
richtet, dass für die Generalsanierungen des Badischen Staatstheaters Karlsruhe
und der Württembergischen Staatstheater Stuttgart deutliche dreistellige Millio-
nenbeträge seitens des Landes und der beiden Städte einzustellen seien. Er hätte
gern gewusst, welche Finanzierung für die Generalsanierungen in beiden Häusern
aus Sicht des Finanzministeriums vorgesehen sei. 

Die Finanzministerin legt dar, sowohl beim Badischen Staatstheater Karlsruhe als
auch bei den Württembergischen Staatstheatern Stuttgart stünden umfangreiche
Sanierungsmaßnahmen an. Die Finanzierung sei jeweils hälftig vom Land zu tragen. 

Vorgesehen sei, zum Abbau der impliziten Verschuldung gemäß § 18 der Lan-
deshaushaltsordnung eine Rücklage zu bilden, damit bei Umsetzung der Sanie -
rungs maßnahmen die entsprechenden Mittel zur Verfügung stünden. Vorbehalt -
lich des Beschlusses des Haushaltsgesetzgebers gehe sie davon aus, Ende 2019
über eine Rücklage von knapp 150 Millionen € zu diesem Zweck zu verfügen.
Damit sei das Land für die anstehenden Maßnahmen gut vorbereitet. 

Kapitel 1479 einstimmig genehmigt.

Kapitel 1480 einstimmig genehmigt.
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Kapitel 1481

Aufwendungen für nichtstaatliche Bühnen, 
Festspiele und Orchester

Dem Änderungsantrag 14/37 wird mehrheitlich zugestimmt.

Dem Änderungsantrag 14/35 wird bei einigen Enthaltungen zuge -
stimmt.

Kapitel 1481 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge -
nehmigt.

Kapitel 1482 bis 1492

Der Vorsitzende weist darauf hin, in den Änderungsanträgen 14/11 bis 14/18 be -
gehre die SPD-Fraktion eine Änderung in Titel 682 01 der jeweiligen Kapitel, und
stellt das Einverständnis des Ausschusses fest, diese Anträge gemeinsam zur Ab-
stimmung zu stellen. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD bringt vor, in letzter Zeit versuchten ver-
stärkt auch staatliche Einrichtungen, an Fördergelder der Baden-Württemberg
Stiftung zu kommen. Dies sei ein legitimes Ansinnen. Allerdings stünden bei einer
Förderung landeseigener Einrichtungen auf diesem Weg den privaten Initiativen
im Land weniger Mittel zur Verfügung. Über diesen Konflikt sollte grund sätzlich
einmal diskutiert werden. Ein Lösungsansatz wäre, für Jubiläen oder sons tige
Sonderaktivitäten staatlicher Einrichtungen einen gesonderten Finan zierungstopf
im Haushaltsplan vorzusehen. Er bitte um Auskunft, wie das Wissenschaftsminis-
terium diese Situation einschätze und welche Strategien es hier zu verfolgen ge -
denke.

Die Staatssekretärin im Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst führt
aus, die angesprochene Thematik betreffe nicht nur die Förderung über die BW
Stiftung, sondern auch über andere Förderlinien wie etwa den Innovationsfonds
Kunst. Wenn große staatlich geförderte Einrichtungen kleinen kommunalen Ein-
richtungen im Wettbewerbsverfahren gegenüberstünden, liege es an den Jurorin-
nen und Juroren, abzuwägen, wie damit umzugehen sei, und entsprechend zu
entscheiden. 

Für die großen Landesausstellungen und die großen Sonderausstellungen der
Museen bestehe ein eigener Fördertopf des Ministeriums. Für Jubiläen oder an-
dere Ausstellungsprojekte gebe es aber keinen eigenen Fördertopf. Dies gelte
auch für den Bereich der Theater und Orchester. Bei der Vielzahl der Jubiläen
und Sonderaktionen wäre es schwierig, dies aus den zur Verfügung stehenden
Mitteln zu tragen.

Sicherlich müsse darauf geachtet werden, dass es im Wettbewerb nicht zu einer
Verdrängung kleiner Projekte durch große Projekte komme. Gleichzeitig dürfe es
aber auch nicht unbedingt ein Prä für kleine Häuser geben. Es müsse darauf
geachtet werden, wie die Qualität der Arbeit im Verhältnis zu den vorhandenen
Möglichkeiten sei. 

Die Fördereinrichtung der BW Stiftung sei so konzipiert worden, dass beide Be -
reiche sich dort bewerben könnten. Letztlich liege es in der Entscheidung der Jury,
wer die Mittel bekomme.

Die Änderungsanträge 14/11 bis 14/18 werden in gemeinsamer
Abstimmung mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 1482 bis 1492 in gemeinsamer Abstimmung mehrheitlich
genehmigt.

Kapitel 1495 einstimmig genehmigt. 
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Kapitel 1499

Sonstige wissenschaftliche Forschungsinstitute und 
allg. Aufwendungen für Wissenschaft und Forschung

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 14/3, 14/36 und 14/4 mit zur Beratung
auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE äußert, die Start-up-Aktivitäten bzw.
Gründerkulturaktivitäten des Ministeriums befänden sich auf einem guten Weg.
Insoweit sehe seine Fraktion keinen Bedarf für die in dem Änderungsantrag 14/4
vorgesehene Mittelerhöhung.

Zu dem Änderungsantrag 14/3 bemerkt er, die Grünen sähen eine Vergabe des
Preises für mutige Wissenschaft als notwendig an. 

Der Änderungsantrag 14/3 wird mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 14/36 wird mehrheitlich zugestimmt.

Der Änderungsantrag 14/4 verfällt mehrheitlich der Ablehnung. 

Kapitel 1499 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge -
nehmigt.

Der Vorsitzende stellt fest, dass es zu den Sanierungs- und Erhaltungsmaßnahmen
sowie den Zukunftsoffensiven III und IV für den Bereich des Wissenschafts -
ministeriums keine Fragen gebe. 

Er dankt den Vertreterinnen und Vertretern des Wissenschaftsministeriums für
die Teilnahme an der Beratung. 

07. 12. 2017

Alexander Salomon
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